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Hinweise zur Beförderung von Elektroaltgeräten

Die Abfallwirtschaft unterliegt einer ständigen Weiterentwicklung. Um die Informationen über die Entwicklungen möglichst rasch an die 
mit der Abfallentsorgung befassten Stellen zu bringen, geben das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim – Zentrale Unterstützungs-
stelle Abfall, Gentechnik und Gerätesicherheit (ZUS AGG) – und das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) je nach Thema 
in Zusammenarbeit mit weiteren Fachleuten, ein entsprechendes Informationsblatt mit dem Titel „AbfallwirtschaftsFakten“ heraus.
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1. Überlassung von Altgeräten an Einrich-
tungen zur Erfassung und Erstbehand-
lung von Altgeräten 

Die LAGA empfi ehlt, unbehandelte Elektroaltgeräte (EAG) 
als gefährlichen Abfall einzustufen, sofern das Nichtvorhan-
densein gefährlicher Bauteile nicht nachgewiesen wurde.

Die Erfassung (Sammlung und Rücknahme) von Elektro-
altgeräten aus privaten Haushalten darf nur von öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern (örE), Vertreibern und 
Herstellern oder den Bevollmächtigten der Hersteller vorge-
nommen werden. Diese zur Erfassung Berechtigten dürfen 
für die Sammlung und Rücknahme auch Dritte beauftra-
gen. (§ 12 i.V.m. § 8 Abs. 1 ElektroG)

Nach § 2 Abs. 3 Satz 4 ElektroG gelten die Nachweispfl ich-
ten (Entsorgungsnachweis und Begleitscheinverfahren) 
gem. § 50 Abs. 1 KrWG nicht für die Überlassung von Alt-
geräten an Einrichtungen zur Erfassung und Erstbehand-
lung von Altgeräten. Bei der Beförderung nicht nachweis-
pfl ichtiger gefährlicher Abfälle hat der Beförderer aber 
Unterlagen nach § 16b NachwV mitzuführen, u.a. über 
die Menge des beförderten Abfalls, die Bezeichnung des 
Abfalls, Angaben zum Beförderer, Datum der Übernahme 
der Abfälle zur Beförderung, Angaben zum Abfallerzeuger 
oder Abfallbesitzer, Angaben zur Entsorgungsanlage oder 
zum Gelände zur kurzfristigen Lagerung oder zum Um-
schlag, zu der oder zu dem die Abfälle befördert werden. 

§ 2 Abs. 3 Satz 1 ElektroG regelt, dass Altgeräte keiner An-
dienungspfl icht nach § 17 Abs. 4 KrWG unterliegen. 

Von der Erlaubnispfl icht nach § 54 KrWG sind Sammler 
und Beförderer von solchen gefährlichen Abfällen ausge-
nommen, die von einem Hersteller oder Vertreiber zurück-
genommen werden (§ 2 Abs. 3 Satz 1 ElektroG). Insofern 
besteht nur Anzeigepfl icht nach § 53 KrWG. Dies gilt auch 
für die von örE, Hersteller oder Vertreiber für Sammlung 
und Rücknahme Beauftragten. 

Die Anzeigepfl icht entfällt für örE sowie Sammler und 
Beförderer, die im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen 
EAG nicht gewöhnlich und nicht regelmäßig sammeln 

und befördern (z.B. ein Elektroinstallateur, der eine neue 
Waschmaschine verkauft hat, installiert und die alte mit-
nimmt). Es ist anzunehmen, dass das Sammeln oder Beför-
dern gewöhnlich und regelmäßig erfolgt, wenn die Summe 
der während eines Kalenderjahres gesammelten oder be-
förderten Abfallmengen bei gefährlichen Abfällen zwei 
Tonnen übersteigt (§ 7 Abs. 9 AbfAEV).

Es besteht eine Kennzeichnungspfl icht der Fahrzeuge 
(A-Schild) gem. § 55 KrWG. Dies entfällt nur bei den örE 
sowie Sammlern und Beförderern, die im Rahmen wirt-
schaftlicher Unternehmen EAG sammeln und befördern. 

2. Aus Altgeräten ausgebaute Bauteile, 
Unterbaugruppen und Verbrauchs-
materialien

Stellen aus Altgeräten ausgebaute Bauteile, Unterbaugrup-
pen und Verbrauchsmaterialien gefährliche Abfälle dar, 
gelten für die Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer und 
Entsorger die Nachweispfl ichten (Entsorgungsnachweis 
und Begleitscheinverfahren) nach 50 Abs. 1 KrWG. Diese 
Nachweispfl ichten gelten jedoch nicht für private Haushal-
tungen.

Gefährliche Abfälle sind in einigen Bundesländern andie-
nungspfl ichtig (§ 17 Abs. 4 KrWG i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 5 
ElektroG). 

Außerdem benötigen deren Beförderer nach § 54 KrWG 
i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 5 ElektroG eine Erlaubnis. Ausge-
nommen von der Erlaubnispfl icht gem. § 54 Abs. 3 KrWG 
sind die örE und für die erlaubnispfl ichtige Tätigkeit zer-
tifi zierte Entsorgungsfachbetriebe sowie weitere in § 12 
Abs. 1 AbfAEV Genannte. In diesen Fällen besteht Anzei-
gepfl icht für den Beförderer nach § 53 KrWG. Die Anzeige-
pfl icht entfällt für die örE.

Die Fahrzeuge müssen gem. § 55 KrWG mit einem A-Schild 
gekennzeichnet sein (außer Fahrzeuge der örE). 


